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Urteil
BAG, § 611 aBGB
Entschädigung wegen Diskriminierung
bei Stellenausschreibung durch die
Bundesagentur für Arbeit

Bedient sich der Arbeitgeber zur Stellenausschrei
bungeines Dritten - z.B. der Bundesanstalt (jetzt Bun
desagentur) für Arbeit - und verletzt dieser die Pflicht
zur geschlechtsneutralen Stellenausschreibung, so ist
dem Arbeitgeberdieses Verhalten in der Regelzuzurech
nen.
BAG, Urteil vom 5.2.2004, 8 AZR 112/03

Aus dem Sachverhalt:
Die Parteien streiten über Entschädigungsan

sprüche des Klägers wegen einer geschlechtsbezoge
nen Diskriminierung bei der Einstellung.

Die Beklagten betreiben eine Rechtsanwalts
kanzlei. Mit Schreiben vom 15. September 2000 be
warb sich der Kläger, der zwei juristische Staatsexa
men in Bayern abgelegt hat, auf eine Stellenaus
schreibung, die sich am 12. September 2000 aufder
Internetseite des Arbeitsamtes befand und in der die
Kanzlei der Beklagten als Arbeitgeberin angegeben
war. Über die Stelle hatte der Beklagte zu 1. die Bun
desanstalt für Arbeit telefonisch informiert. Die An
zeige trägt die Überschrift "Volljuristin" und lautet
wie folgt:

Stellenbeschreibung: "Kenntnisse: Volljur. bzw.
Anwältin zur Einarbeitung. Sicheres Auftreten, vor
wieg. zivilrechtl. Bereich, Unfallregulierung, Miet
recht, einfache zivilrechtl. Streitigk., Textverarbeitg.,
**auch Wiedereinsteigerin**. Betriebsart: Rechtsan
wälte - Steuerberater, Arbeitszeit: Teilzeit [... ] Ar
beitgeber: Dr. H & H R, Rückfragen an Herr Dr. H.
nur schriftliche Bewerbung"

Mit Schreiben vom 25. September 2000 teilte der
Beklagte zu 1. dem Kläger auf seine "Bewerbung als
Volljuristin" mit, dass die Stelle als "Volljuristin"
durch jemand anderen besetzt wbrden sei. Es sei eine
Anwältin eingestellt worden, die in beiden juristi
schen Staatsprüfungen bessere Ergebnisse als der Klä
ger erzielt habe.

[...] Der Kläger hat ausgeführt, ein Schadenser
satzanspruch sei auf Grund einer Geschlechtsdiskri
minierung begründet. Aus der Stellenausschreibung
im Internet und dem Ablehnungsschreiben ergebe
sich die Vermutung, dass die Beklagten ausschließ
lich eine Mitarbeiterin gesucht hätten und seine Be
werbung aus diesem Grunde abgelehnt worden sei.
Den Beklagten sei es mit ihrem teilweise wider
sprüchlichen und später korrigierten Vortrag, insbe
sondere zum Ausschreibungstext und der Angabe der
angeblichen Tätigkeit eines weiteren männlichen
Rechtsanwalts, nicht gelungen, darzulegen und zu










